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63065 Offenbach, den 26.04.2006

Presseerklärung: Gesamtpersonalrat weist Sabotagevorwurf zurück 
Der Gesamtpersonalrat nimmt zu den Befürchtungen der CDU-Landtagsfraktion bezüglich der Umsetzung von „Unterrichtsgarantie plus“, über die gestern in der Presse berichtet wurde, wie folgt Stellung:
· Der Protest gegen „Unterrichtsgarantie plus“ beschränkt sich keineswegs auf die GEW. Diese Stellungnahme hat der Gesamtpersonalrat, dem auch Vertreter des dlh, der UL und des VBE angehören, einstimmig verabschiedet. Am 29.3. haben 146 Schulpersonalratsmitglieder verschiedenster Fraktionen und Richtungen aus Stadt und Kreis Offenbach eine Protestresolution gegen „Unterrichtsgarantie plus“ einstimmig verabschiedet. Auch Personalversammlungen von Schulen, Schulleitungen sowie Eltern- und Schülervertreter haben sich bereits kritisch geäußert.
· Wir wehren uns gegen die Unterstellung von „Sabotageabsichten“ und „Obstruktionspolitik“. Wir halten allerdings das Konzept „Unterrichtsgarantie plus“ für rechtlich bedenklich – diese Bedenken werden übrigens von den Oppositionsfraktionen im Hessischen Landtag geteilt. Wir befürchten weiter, dass der regelmäßige Einsatz mangelhaft ausgebildeter Billigkräfte die Bemühungen um die Qualität der Schulbildung sabotiert, und die Schüler-Lehrer-Beziehung durch häufig wechselnden Lehrereinsatz, der mit „Unterrichtsgarantie plus“ geplant ist, gefährdet wird.

· Wenn die CDU-Landtagsfraktion unseren Einwänden durch die Abschaffung von Personalvertretungsrechten entgegenwirken will, zeugt dies von einem fragwürdigen Demokratieverständnis.

Wir fordern die Hessische Landesregierung auf, die ohnehin bereits eingeschränkten Personalvertretungsrechte nicht noch weiter abzubauen und sich mit unseren Bedenken inhaltlich auseinanderzusetzen. Wir fordern bereits seit Jahren eine Vertretungsregelung mit ausreichenden Mitteln für fest angestelltes qualifiziertes Personal.
Einstimmig verabschiedet am 26.4.2006

